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Leitsätze:

1.
Schuhmodelle (hier: Sandalen) können als Werke der
angewandten Kunst Urheberrechtsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr.
4, Abs. 2 UrhG genießen.

2.
Gegen die Annahme eines unionsrechtlich vereinheitlichten
Werkbegriffs bestehen – jedenfalls für den Bereich der
angewandten Kunst – grundsätzliche Bedenken. Vielmehr
sind – unter Berücksichtigung von Art. 17 der Richtlinie
98/71/EG sowie der Prinzipien der begrenzten
Einzelermächtigung und der Subsidiarität gemäß Art. 5 EU-
Vertrag – die nationalen Gerichte zur Beurteilung der für die
urheberrechtliche Schutzfähigkeit von Werken der
angewandten Kunst maßgeblichen Gestaltungshöhe und der
Werkqualität kompetent. Den nationalen Gerichten – auch
wenn man einen einheitlichen, unionsweiten Werkbegriff
grundsätzlich anerkennt – steht bei der Anwendung des
Werkbegriffs bei den einzelnen Werkarten jedenfalls ein
umfassender Beurteilungsspielraum zu.

3.
Das Vorhandensein einer Schöpfung, von Individualität und
Originalität lässt sich nicht allein aus den objektiven
Eigenschaften des jeweiligen Werkes herleiten. Vielmehr
sind diese Merkmale anhand ihrer Relation zum konkreten
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Schaffensprozess zu betrachten. Die Werk-Schöpfer-
Beziehung kann weder aus einer einseitigen Betrachtung der
Person des Urhebers heraus noch durch Analyse seines
Werkes allein adäquat erfasst werden.

4.
Maßgeblich ist, nach welchen Regeln der Urheber eines
bestimmten Werkes gearbeitet hat, wohingegen keine Rolle
spielt, ob er sich dessen bewusst war. Wenn bestehende
Regeln vorgeben, wie der Erschaffer eines Produkts auf
einem bestimmten Gebiet dieses zu fertigen hat – etwa
anhand von erlernten Verarbeitungstechniken und
Formgestaltungsregeln – bestehen keine
Gestaltungsspielräume mehr, mit der Folge, dass die
Entfaltung von Individualität dann nicht mehr möglich ist.

5.
Zu einem schöpferischen Werk wird ein Produkt erst dann,
wenn der Schöpfer von vorhandenen und praktizierten
Gestaltungsgepflogenheiten abweichende Regeln einführt
und danach handelt, indem er ein materielles Erzeugnis
produziert, das als Beispiel oder Muster für seine
selbstgesetzten Regeln dienen kann. Abzustellen ist nicht in
erster Linie auf einzelne Gestaltungselemente, sondern auf
den Gesamteindruck, den das Werk dem Betrachter
vermittelt.

6.
Die technische Bedingtheit eines Produkts durch die
Anwendung technischer Regeln und Gesetzmäßigkeiten
kann den Spielraum des Gestalters beschränken, wenn eine
technische Idee mit einer bestimmten Ausdrucksform
zusammenfällt, diese Ausdrucksform technisch notwendig ist
und damit schöpferisches Gestalten unmöglich macht.
Technische Lehren können Spielräume des Gestalters aber
auch erweitern, etwa, wenn dieser sich die kausalen
Eigenschaften bestimmter Materialien oder vorhandener
Gegenstände gerade zunutze macht, um mit diesen zu
experimentieren, sie zu kombinieren und auszuloten, welche
Gestaltungsmöglichkeiten sie bieten.

7.
Lässt sich ausschließen, dass ein Gestalter vollständig nach
vorgegebenen Regeln gearbeitet hat, ist zu folgern, dass er
jedenfalls in gewissem Umfang eigene schöpferische
Entscheidungen getroffen hat. Dann spricht eine Vermutung
dafür, dass er den gegebenen Gestaltungsspielraum
tatsächlich genutzt hat, um sein geistiges Produkt
hervorzubringen.

 



Tenor:

Die einstweilige Verfügung der Kammer vom 03.11.2021 wird
bestätigt.

Die Verfügungsbeklagte trägt auch die weiteren Kosten des
Verfahrens.

 
T a t b e s t a n d :

Die Verfahrensbeteiligten streiten um Urheberrechtsschutz für die Sandalenmodelle der
Verfügungsklägerin: „B “ und „H  “.

Die Verfügungsklägerin ist Teil der C -Gruppe, eines international tätigen Schuhherstellers.
Die Verfügungsbeklagte gehört zur Wortmann-Gruppe, eines europäischen Herstellers von
Schuhen. Die Verfügungsbeklagte vertreibt Schuhe innerhalb und außerhalb der
Europäischen Union unter der Marke „P “ als Lizenznehmer der P C1G GmbH & Co. KG.

Die Verfügungsklägerin hat P mit Schreiben vom 06.09.2021 wegen der beiden
streitgegenständlichen, von der Verfügungsbeklagten hergestellten Sandalenmodelle
abgemahnt. P hat am 14.09.2021 ohne Anerkennung einer Rechtspflicht eine
Unterlassungserklärung abgegeben und im Rahmen einer Auskunftserteilung vom
24.09.2021 die Verfügungsbeklagte als Lieferanten benannt. Die Verfügungsklägerin hat
daraufhin mit Schreiben vom 12.10.2021 die Verfügungsbeklagte abgemahnt und zur Abgabe
einer strafbewehrten Unterlassungserklärung aufgefordert. Dies hat die Verfügungsbeklagte
mit Schreiben vom 19.10.2021 abgelehnt.

Die Verfügungsklägerin hat unter dem 22.10.2021 Verfügungsantrag gestellt. Die Kammer
hat der Verfügungsbeklagten mit Beschluss vom 03.11.2021 im Wege der einstweiligen
Verfügung unter Androhung von Ordnungsmitteln verboten:

I. Vervielfältigungsstücke des Schuhmodells „C B “, wie nachfolgend eingeblendet:

Bilddatei entfernt

anzubieten oder in den Verkehr zu bringen, wenn dies geschieht wie mit den
Vervielfältigungsstücken des Schuhmodells der Antragsgegnerin, wenn sie gestaltet sind wie
folgt:

II. Vervielfältigungsstücke der Schuhmodells „C H  “ wie nachfolgend eingeblendet:

Bilddatei entfernt

anzubieten oder in den Verkehr zu bringen, wenn dies geschieht wie mit den
Vervielfältigungsstücken des Schuhmodells der Antragsgegnerin, wenn sie gestaltet sind wie
folgt:

Bilddatei entfernt

Die Verfügungsbeklagte hat mit Schriftsatz vom 02.12.2021 Widerspruch gegen die
einstweilige Verfügung der Kammer vom 03.11.2021 erhoben und einstweilige Einstellung
der Zwangsvollstreckung beantragt.
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Die Verfügungsklägerin ist der Auffassung, die einstweilige Verfügung der Kammer sei zu
Recht ergangen.

Die Verfügungsklägerin beantragt,

die einstweilige Verfügung vom 03.11.2021 zu bestätigen.

Die Verfügungsbeklagte beantragt,

unter Aufhebung der einstweiligen Verfügung vom 03.11.2021 den auf ihren Erlass
gerichteten Antrag vom 22.10.2021 zurückzuweisen.

Die Aktivlegitimation der Verfügungsklägerin sei fraglich. Es sei nicht erkennbar, ob der
angebliche Urheber, Herr L C , der weiteren Übertragung der ausschließlichen
Nutzungsrechte auf die Verfügungsklägerin zugestimmt habe. Der Vortrag zu den durch L C
geschaffenen „Ur-Werken“ sei unsubstantiiert. Abgestellt werde stets nur auf die aktuellen
Modelle. Eine Feststellung, dass es sich bei den konkret beurteilten Modellen um die Werke
handele, die ursprünglich in den Markt gebracht worden seien, fehle. Wann die Modelle
konkret entstanden seien, bleibe offen.

Ob eine Sandale eine Skulptur sein könne und welcher Bedeutungsgehalt vor diesem
Hintergrund der Beschreibung als skulptural zukomme, sei fraglich. Ein künstlerischer Aspekt
der streitgegenständlichen Schuhmodelle werde in der Internetwerbung der
Verfügungsklägerin nicht erwähnt. Dagegen würden die zweifelsohne vorliegenden
technischen Merkmale, die einen vorteilhaften Gebrauch bewirken sollten, hervorgehoben.
Das angeblich legendäre Design sei nicht Ausfluss einer künstlerischen Schöpfung, sondern
einer handwerklich optimierten Wiedergabe der Trittspur eines menschlichen Fußes. Das
tiefe Fußbett bezwecke keinerlei ästhetische Wirkung, sondern gewähre stärkeren Halt. Die
Beschreibungen der Sohlenelemente höben ausschließlich den orthopädischen Zweck und
die Funktionalität hervor. Der Velourslederbezug habe anscheinend keinerlei ästhetische
Bedeutung, sondern eine klar definierte, schuhtechnische Funktion. L C habe selbst
geäußert, dass der Gebrauchszweck und die Funktionalität im Vordergrund gestanden und
ästhetische Erwägungen keine Rolle gespielt hätten.

Gestaltungselemente der C -Sandalen „B “ und „H  “ seien als hinlänglich bekannt zum
Zeitpunkt von deren Markteinführung nachzuweisen. L C habe sich offensichtlich vom
Zeitgeist beeinflussen lassen. Zudem habe er sich nicht gescheut, Elemente seiner
Mitbewerber aufzugreifen und in seine Modelle zu integrieren. Er habe sich an dem gängigen
Formenkanon der Zeit bedient. Zitate aus Zeitungen und Zeitschriften ließen nicht erkennen,
dass eine künstlerische Schöpfung bzw. Auswahlentscheidung im Hinblick auf ästhetische
Elemente der beiden Sandalenmodelle vorgelegen habe. Die Sandalenmodelle „B “ und „H  “
seien von technischen Erwägungen bestimmt worden und künstlerische Erwägungen hätten
offensichtlich keinerlei Bedeutung gehabt. Bei „Fußbekleidung" werde zwischen sog.
Funktionselementen und sog. Gestaltungselementen unterschieden.

Sowohl die Zweiriemengestaltung als auch der T-Riemen (= Y-Riemen) seien vorbekannt
gewesen, und zwar auch in Bezug auf die offenkantige und ungefütterte Schaftverarbeitung
und den Cut-out Schnitt aus einem Stück Leder. Dies gelte selbst für den zwischen Laufsohle
und Zwischensohle „eingezwickten" Riemen. Die T-Bindung sei schon im Alten Ägypten
gängig gewesen. Funktionselemente bei Sandalen seien die Sohle und Schnüre, Riemen und
Zehenpflöcke, mit denen die Sohle am Fuß gehalten werde. Die Sohlenschnitte der Modelle
„B “ und „H  “ entsprächen denjenigen von Sohlen antiker Sandalen.
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Der Schutzumfang der Sandale „B “ und „H  “ sei jedenfalls als äußerst gering einzustufen.
Bereits die Abweichung im Laufsohlenprofil im Vergleich zu den angegriffenen Schuhen führe
aus dem Schutzbereich heraus.

Der Verfügungsklägerin sei seit Jahren bekannt, dass die Verfügungsbeklagte Schuhe für P
als Lizenznehmer herstelle und vertreibe. Das LG Köln habe C mit Urteil vom 16.11.2017, Az.
81 O 49/17, mangels wettbewerblicher Eigenart der Sandalenmodelle „B “ und „H  “ zur
Unterlassung von Abmahnungen des Münchener Schuhherstellers „K“ wegen unlauterer
Nachahmung verurteilt. C habe sich im damaligen Fall nicht auf Urheberrechtsschutz
berufen, obwohl die „Geburtstagszug“-Entscheidung des BGH (Urteil vom 13.11.2013, Az. I
ZR 143/12) bereits vier Jahre zuvor ergangen sei. Die Verfügungsklägerin versuche erst in
jüngster Vergangenheit, auf Grundlage des Urheberrechts Konkurrenzprodukte zu stoppen.
Dieses Verhalten lasse im konkreten Fall die Dringlichkeit entfallen, weil nicht ersichtlich sei,
dass eine Erschwerung der Rechtsverfolgung erst jetzt zu befürchten sei. Dies dokumentiere
die Verfügungsklägerin auch dadurch, dass sie sich zunächst an P über dessen an den
Endverbraucher gerichteten Online-Shop gewendet habe und nicht an den ihr bereits
bekannten Hersteller der Sandalen, der auch auf den Schuhkartons angegeben sei. Daher
sei nach den Gesamtumständen tatsächlich von früherer Kenntnis der Verfügungsklägerin
auszugehen.

Es erscheine unverhältnismäßig, ein Verbot im summarischen Verfahren auszusprechen. Die
Verfügungsklägerin sei jahrelang untätig geblieben. Marktteilnehmer hätten im Vertrauen auf
diese Untätigkeit Nachahmungen angeboten und so einen relevanten Besitzstand
geschaffen. In Anbetracht des zweifelhaften Rechtsbestandes des geltend gemachten
Urheberrechts erscheine es unter Berücksichtigung der Tragweite einer solchen
Entscheidung unangemessen, ein Verbot im Rahmen eines summarischen Verfahrens
auszusprechen.

Der Antrag der Verfügungsbeklagten auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung ist
durch Beschluss der Kammer vom 08.12.2021 zurückgewiesen worden.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die wechselseitig zur Akte gereichten
Schriftsätze nebst Anlagen sowie auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom
13.01.2022 und den sonstigen Akteninhalt Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e:

Auf den zulässigen Widerspruch der Verfügungsbeklagten war die einstweilige Verfügung zu
bestätigen.

Die Verfügungsklägerin hat auch unter Berücksichtigung des Vorbringens der
Verfügungsbeklagten in der Widerspruchsbegründung hinreichend glaubhaft gemacht, dass
ein Verfügungsanspruch und ein Verfügungsgrund vorliegen, §§ 936, 920 Abs. 2 ZPO. Auch
im Übrigen stehen der Bestätigung der einstweiligen Verfügung keine Umstände entgegen.
Der auf Antrag der Verfügungsklägerin ergangenen Entscheidung liegen prozessual die
Regelungen der §§ 935 ff., 922 ZPO zugrunde. Der Verbots- bzw. Unterlassungsanspruch
folgt aus § 97 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2, 15 Abs. 1 Nr. 2, 17 Abs. 1 UrhG; die Androhung
der Ordnungsmittel aus § 890 ZPO.

Vorrangig wird auf die Begründung der Beschlussverfügung vom 03.11.2021 Bezug
genommen.
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I.

Die Verfügungsklägerin hat das Vorliegen der tatsächlichen Voraussetzungen des aus § 97
Abs. 1 Satz 1 UrhG i.V.m. §§ 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2, 15 Abs. 1 Nr. 2, 17 Abs. 1 UrhG
folgenden Unterlassungsanspruchs gegen die Verfügungsbeklagte dargelegt und glaubhaft
gemacht.

1. Die streitgegenständlichen Schuhmodelle „B “ und „H  “ stellen persönliche geistige
Schöpfungen im Sinne des § 2 Abs. 2 UrhG dar.

a) Nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 UrhG gehören Werke der bildenden Kunst einschließlich der Werke
der Baukunst und der angewandten Kunst und Entwürfe solcher Werke zu den
urheberrechtlich geschützten Werken, sofern sie nach § 2 Abs. 2 UrhG persönliche geistige
Schöpfungen sind. Eine persönliche geistige Schöpfung ist eine Schöpfung individueller
Prägung, deren ästhetischer Gehalt einen solchen Grad erreicht hat, dass nach Auffassung
der für Kunst empfänglichen und mit Kunstanschauungen einigermaßen vertrauten Kreise
von einer »künstlerischen« Leistung gesprochen werden kann (BGH, Urteil vom 29.4.2021 – I
ZR 193/20, ZUM 2021, 1040, 1047 – Zugangsrecht des Architekten; st. Rspr.; vgl. BGH
GRUR 1983, 377, 378, juris Rn. 14 – Brombeer-Muster; GRUR 1987, 903, 904, juris Rn. 28 –
Le-Corbusier-Möbel; ZUM-RD 2011, 457, Rn. 31 – Lernspiele; ZUM 2012, 36 Rn. 17 –
Seilzirkus; BGHZ 199, 52 = ZUM 2014, 225 Rn. 15 – Geburtstagszug). Dabei kann die
ästhetische Wirkung der Gestaltung einen Urheberrechtsschutz nur begründen, soweit sie auf
einer künstlerischen Leistung beruht und diese zum Ausdruck bringt (BGH ZUM 2012, 36 Rn.
36 – Seilzirkus; BGHZ 199, 52 = ZUM 2014, 225 Rn. 41 – Geburtstagszug). Mit Blick auf die
Neugestaltung des Geschmacksmusterrechts durch das Geschmacksmusterreformgesetz
vom 12.03.2004 und auf die europäische Urheberrechtsentwicklung hat der BGH seine zuvor
bestehende Rechtsprechung aufgegeben, wonach bei Werken der angewandten Kunst
höhere Anforderungen an die Gestaltungshöhe eines Werks zu stellen sind als bei Werken
der zweckfreien Kunst (BGHZ 199, 52 = ZUM 2014, 225 Rn. 17 bis 41 – Geburtstagszug).
Für einen urheberrechtlichen Schutz von Werken der angewandten Kunst und der bildenden
Kunst ebenso wie für alle anderen Werkarten ist allerdings gleichwohl eine nicht zu geringe
Gestaltungshöhe zu fordern (vgl. BGHZ 199, 52 = ZUM 2014, 225 Rn. 40 – Geburtstagszug;
BGH ZUM 2015, 996 Rn. 44 – Goldrapper).

b) In der Sache sollen diese Maßstäbe dem unionsrechtlichen Begriff des urheberrechtlich
geschützten Werkes im Sinne der Richtlinie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft
entsprechen (vgl. Koch GRUR 2021, 273 [274 f.]).

Dabei handelt es sich nach der Rechtsprechung des EuGH um einen autonomen Begriff des
Unionsrechts, der in der gesamten Union einheitlich auszulegen und anzuwenden sein soll
(EuGH, ZUM 2019, 56 Rn. 33 – Levola Hengelo; ZUM 2019, 834 Rn. 29 – Cofemel). Für eine
Einstufung eines Objekts als Werk müssen danach zwei kumulative Voraussetzungen erfüllt
sein. Zum einen muss es sich bei dem betreffenden Gegenstand um ein Original in dem
Sinne handeln, dass er eine eigene geistige Schöpfung seines Urhebers darstellt (EuGH,
ZUM 2019, 56 Rn. 36 – Levola Hengelo; ZUM 2019, 834 Rn. 29 – Cofemel; ZUM 2020, 609
Rn. 22 – Brompton). Ein Gegenstand kann erst dann, aber auch bereits dann als ein Original
in diesem Sinne angesehen werden, wenn er die Persönlichkeit seines Urhebers
widerspiegelt, indem er dessen freie kreative Entscheidung zum Ausdruck bringt. Wurde
dagegen die Schaffung eines Gegenstands durch technische Erwägungen, durch Regeln
oder durch andere Zwänge bestimmt, die der Ausübung künstlerischer Freiheit keinen Raum
gelassen haben, kann nicht davon ausgegangen werden, dass dieser Gegenstand die für die
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Einstufung als Werk erforderliche Originalität aufweist (EuGH ZUM 2019, 834 Rn. 30 f. –
Cofemel; ZUM 2020, 609 Rn. 23 f. – Brompton). Zum anderen ist die Einstufung als Werk
Elementen vorbehalten, die eine solche Schöpfung zum Ausdruck bringen (EuGH ZUM 2019,
56 Rn. 37 – Levola Hengelo; ZUM 2019, 834 Rn. 29 – Cofemel; ZUM 2020, 609 Rn. 22 –
Brompton). Dafür ist ein mit hinreichender Genauigkeit und Objektivität identifizierbarer
Gegenstand Voraussetzung (EuGH, ZUM 2019, 834 Rn. 32 – Cofemel; ZUM 2020, 609 Rn.
25 – Brompton), auch wenn diese Ausdrucksform nicht notwendig dauerhaft sein sollte
(EuGH ZUM 2019, 56 Rn. 40 – Levola Hengelo).

c) Gegen die Annahme eines unionsrechtlich vereinheitlichten Werkbegriffs bestehen jedoch
– jedenfalls für den Bereich der angewandten Kunst – grundsätzliche Bedenken. Die
Richtlinie 2001/29/EG regelt in ihren Art. 2 bis 4, dass die Mitgliedstaaten ausschließliche
Rechte für die Urheber in Bezug auf ihre „Werke“ vorsehen. Art. 5 der Richtlinie 2001/29/EG
nennt eine Reihe von Ausnahmen und Beschränkungen dieser Rechte. Soweit der EuGH
davon ausgeht, aus dem Umstand, dass die Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22.05.2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft für die
Ermittlung des Sinnes und der Tragweite des Begriffs „Werk“ nicht ausdrücklich auf das
Recht der Mitgliedstaaten verweise, müsse im Hinblick auf die Erfordernisse sowohl der
einheitlichen Anwendung des Unionsrechts als auch des Gleichheitssatzes gefolgert werden,
dass dieser Begriff in der Regel in der gesamten Union eine autonome und einheitliche
Auslegung erhalten müsse, überschreitet er seine Kompetenzen (Schack, GRUR 2019, 75).
Denn die Mitgliedsstaaten wollten den Werkbegriff in der Richtlinie 2001/29/EG gerade nicht
vereinheitlichen. Generell einen ausdrücklichen Vorbehalt zugunsten der Mitgliedstaaten zu
fordern, ist mit den in Art. 5 EU-Vertrag niedergelegten Prinzipien der begrenzten
Einzelermächtigung und der Subsidiarität nicht vereinbar (vgl. Röthel, in: Riesenhuber,
Europäische Methodenlehre, 4. Aufl. 2021, § 11 Rn. 7). Andernfalls ließe sich aus jeder
Teilregelung in einer Richtlinie oder Verordnung praktisch stets eine vollständige
Rechtsvereinheitlichung folgern, was offensichtlich nicht gewollt sein kann. Die
Erwägungsgründe 21 ff. Richtlinie 2001/29/EG führen nur einzelne Verwertungsrechte auf
und erwähnen mit keinem Wort eine Vereinheitlichung des Werkbegriffs über die in
Erwägungsgrund 20 genannten Richtlinien hinaus.

Für den vorliegend relevanten Schutz von Werken der angewandten Kunst ist zudem Art. 17
Richtlinie 98/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 1998 über
den rechtlichen Schutz von Mustern und Modellen zu berücksichtigen, der das Verhältnis
zum Urheberrecht regelt:

„Das nach Maßgabe dieser Richtlinie durch ein in einem oder mit Wirkung für einen
Mitgliedstaat eingetragenes Recht an einem Muster geschützte Muster ist auch nach dem
Urheberrecht dieses Staates von dem Zeitpunkt an schutzfähig, an dem das Muster
geschaffen oder in irgendeiner Form festgelegt wurde. In welchem Umfang und unter
welchen Bedingungen ein solcher Schutz gewährt wird, wird einschließlich der erforderlichen
Gestaltungshöhe von dem einzelnen Mitgliedstaat festgelegt.“

Folglich sind die nationalen Gerichte zur Beurteilung der für die urheberrechtliche
Schutzfähigkeit von Werken der angewandten Kunst maßgeblichen Gestaltungshöhe und der
Werkqualität kompetent. Jedenfalls steht den nationalen Gerichten – auch wenn man einen
einheitlichen, unionsweiten Werkbegriff grundsätzlich anerkennt – bei der Anwendung des
Werkbegriffs bei den einzelnen Werkarten ein umfassender Beurteilungsspielraum zu. Denn
mit der autonomen Auslegung des unionsrechtlichen Werkbegriffs steht es im Einklang, wenn
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ein Beurteilungsspielraum der nationalen Gerichte bei der Anwendung des Werkbegriffs bei
den einzelnen Werkarten anerkannt wird (vgl. v. Ungern-Sternberg, GRUR 2010, 273). Wann
Spielräume im Einzelfall in individueller Weise genutzt werden, überlässt der EuGH den
nationalen Gerichten (EuGH, GRUR 2020, 736, Rn. 38 – Brompton).

d) Das Vorhandensein einer Schöpfung, von Individualität und Originalität lässt sich nicht
allein aus den objektiven Eigenschaften des jeweiligen Werkes herleiten. Vielmehr sind diese
Merkmale anhand ihrer Relation zum konkreten Schaffensprozess zu betrachten. Die Werk-
Schöpfer-Beziehung kann weder aus einer einseitigen Betrachtung der Person des Urhebers
heraus noch durch Analyse seines Werkes allein adäquat erfasst werden (grundlegend
Haberstumpf, GRUR 2021, 1249, 1251; Barudi, Autor und Werk – eine prägende
Beziehung?, 2013, 32 f.). Maßgeblich ist vielmehr, nach welchen Regeln der Urheber eines
bestimmten Werkes gearbeitet hat, wohingegen keine Rolle spielt, ob er sich dessen bewusst
war. Erst dann, wenn keine bestehenden Regeln vorgeben, wie der Erschaffer eines
Produkts auf einem bestimmten Gebiet dieses zu fertigen hat – etwa anhand von erlernten
Verarbeitungstechniken und Formgestaltungsregeln – bestehen keine Gestaltungsspielräume
mehr, mit der Folge, dass die Entfaltung von Individualität dann nicht mehr möglich ist, selbst
wenn ein handwerklich in Perfektion gefertigtes Produkt neu und eigenartig ist, also durchaus
Designschutz beanspruchen könnte. Die rein handwerkliche oder routinemäßige Leistung
trägt nicht den Stempel der Individualität, mag sie auch noch so solide und fachmännisch
erbracht sein (Leistner, in: Schricker/Loewenheim, 6. Aufl. 2020, § 2, Rn. 53). Der Hersteller
muss den bestehenden Gestaltungsspielraum indes auch durch eigene kreative
Entscheidungen ausfüllen, um zum Urheber zu werden (BGH, GRUR 2014, 175, Rn. 41 –
Geburtstagszug). Dies bedeutet, dass das schöpferische Individuum kein Produkt aus Regeln
ist, sondern selbst eine Regel für das Urteil über andere Produkte, also exemplarisch sein
muss.

Die technische Bedingtheit eines Produkts durch die Anwendung technischer Regeln und
Gesetzmäßigkeiten kann den Spielraum des Gestalters beschränken, wenn eine technische
Idee mit einer bestimmten Ausdrucksform zusammenfällt, diese Ausdrucksform technisch
notwendig ist und damit schöpferisches Gestalten unmöglich macht (vgl. Zech, ZUM 2020,
801, 803). Technische Lehren können Spielräume des Gestalters aber auch erweitern, etwa,
wenn dieser sich die kausalen Eigenschaften bestimmter Materialien oder vorhandener
Gegenstände gerade zunutze macht, um mit diesen zu experimentieren, sie zu kombinieren
und auszuloten, welche Gestaltungsmöglichkeiten sie bieten (Haberstumpf, GRUR 2021,
1249, 1253). So kann beispielsweise die Licht- und Farbwirkung von geschliffenem
Kristallglas dazu beitragen, Tierfiguren als schutzfähig anzusehen (BGH, GRUR, 1988, 690,
692 f.).

Technische Regeln und Gesetzmäßigkeiten stehen einer schöpferischen Gestaltung also nur
dann entgegen, wenn sie zwingende Wirkung entfalten, indem der Gestalter sich an
bestehende Konventionen hält und diese befolgt, ohne von ihnen abzuweichen, sie zu
modifizieren oder sich über sie hinwegzusetzen. Der Gestalter eines Produkts nutzt die ihm
eröffneten Gestaltungsspielräume nicht, wenn er sich an vorgegebenen Techniken und
Regeln orientiert. Zu einem schöpferischen Werk wird sein Produkt erst dann, wenn er von
vorhandenen und praktizierten Gestaltungsgepflogenheiten abweichende Regeln in das
jeweils in Anspruch genommene Kommunikationssystem explizit oder implizit einführt und
danach handelt, indem er ein materielles Erzeugnis produziert, das als Beispiel oder Muster
für seine selbstgesetzten Regeln dienen kann (Haberstumpf, GRUR 2021, 1249, 1256).
Abzustellen ist nicht in erster Linie auf einzelne Gestaltungselemente, sondern auf den
Gesamteindruck, den das Werk dem Betrachter vermittelt (OLG Hamburg, GRUR 2002, 419,
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420).

Der Schöpfungsprozess ist daraufhin zu analysieren, ob der Urheber sich ausschließlich an
Vorgegebenem orientiert und die Spielräume nicht durch eigene Entscheidungen ausgefüllt
hat. Lässt sich ausschließen, dass ein Gestalter vollständig nach vorgegebenen Regeln
gearbeitet hat, ist zu folgern, dass er jedenfalls in gewissem Umfang eigene schöpferische
Entscheidungen getroffen hat. Dann spricht eine Vermutung dafür, dass er den gegebenen
Gestaltungsspielraum tatsächlich genutzt hat, um sein geistiges Produkt hervorzubringen.
Der anspruchstellende Urheber genügt danach seiner Obliegenheit, die Schutzfähigkeit
seines Werkes darzulegen, und glaubhaft zu machen, regelmäßig dadurch, dass er ein
Werkexemplar vorlegt und seine Besonderheiten präsentiert (vgl. BGH, GRUR 1981, 820,
822 – Stahlrohrstuhl III). Verteidigt sich der wegen Urheberrechtsverletzung in Anspruch
Genommene mit dem Einwand, das streitgegenständliche Werk sei nicht schutzfähig oder
der Schutzumfang sei eingeschränkt, weil der Urheber auf vorbekannte Gestaltungen
zurückgegriffen habe, muss dieser die Existenz und das Aussehen solcher Gestaltungen
darlegen und beweisen.

e) Nach Maßgabe dieser Grundsätze sind streitgegenständlichen Sandalenmodelle „B “ und
„H  “ urheberrechtlich geschützt. Die Einwände der Verfügungsbeklagten aus der
Widerspruchsbegründung und dem Schriftsatz vom 10.01.2022 sowie dem vorgelegten
Gutachten von Frau Dr. O vermögen dies im Ergebnis nicht in Zweifel zu ziehen. L C hat mit
bestimmten Materialien und Gestaltungselementen derart experimentiert und diese
miteinander kombiniert, dass sein jeweiliges Ergebnis schöpferischen Charakter besitzt. Die
gilt unabhängig davon, dass einzelne dieser Gestaltungselemente bereits vorbekannt waren
und sich in Sandalenmodellen anderer Hersteller wiederfanden. Denn in ihrer einheitlichen
Zusammenführung liegt die Originalität der von L C ersonnenen Gestaltung. Er hat sich dabei
individuell hinreichend von den auf seinem Schaffensgebiet bestehenden, üblichen und
bekannten Darstellungsformen für Sandalenmodelle entfernt und über die von der Funktion
vorgegebene Form hinaus künstlerische Gestaltungen vorgenommen. Die von der
Verfügungsbeklagten eingewandten anderweitigen Sandalenmodelle, die der Schutzfähigkeit
der Modelle „B “ und „H  “ entgegenstehen sollen, illustrieren vielmehr, dass es im Bereich
der Sandalen vielfältige Gestaltungsspielräume und zahlreiche Möglichkeiten zu deren
Ausfüllung gibt. L C hat insoweit eigenständige Regeln der Sandalengestaltung gefunden und
sie u.a. in seinen Sandalenmodellen „B “ und „H  “ umgesetzt.

Folgende Gestaltungsmerkmale sind prägend für das Sandalen-Konzept der
Verfügungsklägerin und damit auch für die hier streitgegenständlichen Modelle „B “ und „H  “
(Gutachten C2, S. 6; Gutachten O, S. 11).

1.) Das Fußbett

a. Eine gerade innere Sohlenkante

b. Eine Laufsohle aus Kunststoff mit C -Linienprofil

c. Veloursleder-bezogene Sohlenbahn

d. Zehengreifer / Bestandteil der Sohlenplastik

e. Fersenmulde / Bestandteil der Sohlenplastik

f. Tieffußbett aus Korkschrotmischung / unverkleideter Sohlenschnitt
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2.) Das Befestigungssystem

a. Offenkantige, ungefütterte Schaft-Verarbeitung

b. Schaft im Cutout-Schnitt / aus einem Stück Leder geschnitten

c. Zwischen Tieffußbett und Laufsohle gefasster Zwickeinschlag des Oberleders

d. Eckige Schnalle mit geprägtem C -Schriftzug sowie

e. Oberteil mit zwei breiten Riemen in Cut-out-Schnittführung für das Modell „B “

f. Asymmetrisch geformter Y-Schaft für das Modell H

g. Gegossener Zehensteg mit Niete für das Modell H

Dass gerade diese hervorgehobenen Gestaltungsmerkmale ausschließlich technisch bedingt
oder sonst durch handwerkliche Regeln und Konventionen erzwungen sein sollten, ist nicht
erkennbar. Die Schöpfung trägt eine persönliche Handschrift, die sich auch bei weiteren –
hier nicht streitgegenständlichen – von L C geschaffenen Sandalenmodellen wiederfindet.

Keines der von der Verfügungsbeklagten als vorbekannt angeführten Sandalenmodelle
Dritter entspricht in der konkreten Kombination der Gestaltungsmerkmale den Modellen „B “
und „H  “ der Verfügungsklägerin. Die Modelle „B “ und „H  “ heben sich demgegenüber von
der Formensprache vorbekannter Sandalen – auch bereits zum Zeitpunkt ihrer
Markteinführung – ab.

Die als Beleg für eine vorbekannte gerade Sohleninnenkantenlinie angeführten antiken und
traditionellen Sandalen:

Bilddateien entfnert

verfügen jedenfalls nicht über ein Tieffußbett und zeichnen sich durch teils überbordende
Ornamentik und Zierelemente aus, die schon dem schlichten, schnörkellosen Eindruck der
Modelle der Verfügungsklägerin diametral entgegenstehen.

Die „C3 des Friedens-Sandale:

Bilddateie entfnert

verfügt zwar über eine mit Velourleder ummantelte Sohlenbahn, die aber bereits optisch
deutlich breiter und markanter ausfällt als bei „B “ und „H  “, wo der bezogene Sohlenteil
deutlich schmaler ausfällt als der unverkleidete Sohlenschnitt aus der Korkschrotmischung.

Bei den von der Verfügungsbeklagten eingewandten Fußgymnastik und Fussformsandalen:

Bilddatei entfernt

lässt sich deren tatsächliches Aussehen und Gestaltung anhand der vorgelegten
Katalogzeichnungen nicht eindeutig bestimmen. Die einschnallige Befestigungsvorrichtung
weicht jedenfalls deutlich von den hier streitgegenständlichen Modellen „B “ und „H  “ ab.

Gleiches gilt für die ornamentalistisch verzierten und an der Ferse geschlossenen
WeekendSneaker:
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Bilddatei entfernt

und die kreuzriemengeschnürten Plastikfußbettsandalen:

Bilddateien entfernt

Auch wenn diese über ein Naturkork-Fußbett oder eine Plastiksohle aus Korkschrot verfügen,
haben die jeweiligen Gestalter völlig unterschiedliche Befestigungs- und
Riemenkonstruktionen im Vergleich zu den Modellen der Verfügungsklägerin gewählt.

Der Umstand, dass sowohl die Sohlenschnitte den Sohlen antiker Sandalen entsprächen als
auch der Velourlederbezug von Fußbrandsohlen sowie die Merkmale der Tieffußbettsohle
aus Korkschrot mit Zehengreifer jeweils als Einzelelemente vorbekannt gewesen sein sollen,
belegt nicht, dass die Kombination dieser Elemente, für deren Vorbekanntheit die
Verfügungsbeklagte keine Anhaltspunkte liefert, bereits vorgegebenen Konventionen oder
Regeln technischer respektive ästhetischer Art entsprochen hätte.

Gleichermaßen ist der von der Verfügungsbeklagten hervorgehobene Umstand, dass das
Material Kork bereits für Schuhsohlen:

Bilddateien entfernt

Verwendung fand und auch bei Sandalen eingesetzt wurde:

, Bilddateien entfernt

per se unbehelflich, da die angeführten Schuhmodelle sich in ihrem durch die Verwendung
von Block- und Keilabsätzen geprägten Gesamteindruck deutlich von den
streitgegenständlichen Sandalenmodellen unterscheiden.

Die technischen Darstellungen aus der eingewandten Patentschrift Nr. 0000 vom 07.04.1942
(Anlage SSM21):

, Bilddateien entfernt

illustrieren ein von den streitgegenständlichen Sandalenmodellen deutlich abweichendes
Fußbett. Ausweislich der Patentansprüche (Bl. 769 d.A.) handelt es sich um eine Sandale zur
therapeutischen Behandlung des menschlichen Fußes mit nach den Rändern zu abfallender
Sohlenoberfläche und einem von dem Fersenende aus bis etwa zur Fußmitte parallel zur
Sohlenunterseite verlaufenden Einschnitt oder entsprechenden Abstufungen, dadurch
gekennzeichnet, dass für die Zehen ein vertieftes Bett in der Oberfläche der Sohle
vorgesehen ist, welches, an der Zehenwurzel beginnend, eine steil nach unten abfallende
Fläche aufweist. Die Sandale der Patentschrift sollte dadurch gekennzeichnet sein, dass für
die Großzehe, den Ballen und die Ferse ein besonderes Bett vorgesehen ist. Weiterhin sollte
die Sandale dadurch gekennzeichnet sein, dass die Sohlenoberfläche mit quer zur
Fußrichtung verlaufenden Aufrauhungen versehen ist. Diese Betten sollten zwar in einem
besonderen weichen Stoff, beispielsweise Kork, angebracht sein, welcher in die Sohle
eingelassen ist. Die vorangegangene Beschreibung und die Zeichnung zeigen aber, dass es
sich um eine gänzlich andere Ausformung der Sohle handelt als das typische C -Tieffußbett,
dass bei den streitgegenständlichen Sandalen der Verfügungsklägerin Verwendung findet.
Die innere Sohlenkannte ist zudem nicht gerade gehalten, sondern weist eine deutlich
Krümmung auf. Eine Fersenmulde scheint nicht vorgesehen.
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Für die Gebrauchsmusteranmeldung Anlage SSM22 (Bl. 771 ff. d.A.):

, Bilddatei entfernt

gelten vergleichbare Erwägungen. Die Neuerung sollte hier einen Zehengreifwulst für das
Fußbett von Gymnastik-Sandalen betreffen, die aus einem einstückigen Schuhboden aus
Holz, Kunststoff oder ähnlichem Material und einem einzigen Halteriemen etwa in der
Gegend der Zehengrundgelenke des Fußes bestehen. Das Halten der Sandale am Fuß sollte
hierbei nicht allein durch den einzigen, in der Gegend der Grundgelenke vorgesehenen
Riemen gewährleistet werden, sondern vielmehr sollte es dazu einer zusätzlichen
Greifbewegung und Greifkraft der Zehen gegen den vorderen Teil des Schuhbodens
bedürfen. Durch das Greifen und Entspannen beim Aufsetzen des Fußes sollte eine ständige
gymnastische Übung und daher eine günstige therapeutische Wirkung erzielt werden. Einen
vergleichbaren Zehengreifwulst weisen die streitgegenständlichen Sandalen schon nicht auf
und unterscheiden sich optisch deutlich von der Skizze der Gebrauchsmusteranmeldung.

Auch hinsichtlich des Befestigungssystems zeigt die Verfügungsbeklagte nicht auf, dass
vorbekannte Gestaltungsmuster der Schutzfähigkeit der Sandalenmodelle „B “ und „H  “
entgegenstehen würden.

Die von der Verfügungsbeklagten angeführten Drei- und Mehrbandsandalen weichen von den
hier streitgegenständlichen Modellen deutlich ab:

, Bilddatei entfernt

Soweit C selbst Dreibandmodelle hergestellt hat, sind diese hier nicht streitgegenständlich.

Die von der Verfügungsbeklagten bemühten Zweibandmodelle sind weitestgehend gänzlich
abweichend von den C -Modellen gestaltet:

Bilddateien entfernt

Einzig ein Zweiriemen-Model der „sandali per l’uomo sportiva“:

Bilddatei entfernt

kommt der Riemengestaltung des streitgegenständlichen Modells „B “ nahe, weist aber
wiederum ein deutlich abweichendes Fußbett und eine stark unterschiedliche Sohle auf.

Schließlich vermag auch die vermeintliche Vorbekanntheit der T- respektive Y-Gestaltung des
Sandalenmodells „H  “ nicht zu belegen, dass hier kein Gestaltungsspielraum bestanden und
von L C individuell-schöpferisch ausgefüllt worden wäre.

Die entgegengehaltenen altägyptischen Sandalentypen:

Bilddateien entfernt

weisen zwar bereits die Typik auf, dass die Sandale hoch auf dem Rist durch eine
Querbandage fest am Fuß gehalten wird. Keines der Beispiele vereint aber die
Charakteristika der streitgegenständlichen Sandale „H  “, da zumeist bereits das Fußbett,
aber auch die Schnallenbindung abweichend gestaltet ist.

Nicht anders verhält es sich mit den moderneren Varianten, die zwar durchaus im Grundsatz
vergleichbare Bindungsriemen, aber im Übrigen stark unterschiedliche Sohlenplastiken und
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Fußbettgestaltungen aufweisen:

, Bilddatei entfernt

oder aber eine abweichende Gestaltung mit Fersenriemen:

Bilddatei entfernt

f) Subjektive Verlautbarungen der Verfügungsklägerin oder ihrer Rechtsvorgänger sind für die
Beurteilung der eigenschöpferischen Qualität – wie aufgezeigt – unbeachtlich, wenn
gleichwohl ein künstlerischer Gestaltungsspielraum bestand und im Rahmen des
Schaffensprozesses genutzt wurde, auch wenn dies möglicherweise zunächst als rein
handwerklich wahrgenommen wurde. Ein zusätzlicher Nachweis einer bestimmten Motivation
des Schöpfers würde die Anforderungen an den Schutz eines Werkes der angewandten
Kunst gegenüber einem solchen der bildenden Kunst erhöhen. Dies erscheint mit einem
gleichrangigen Beurteilungsmaßstab kaum vereinbar. Die Aussage des Schöpfers L C , Mode
habe ihn überhaupt nicht interessiert, gibt vor diesem Hintergrund keinen Anlass für eine
abweichende Bewertung.

2. Die Verfügungsklägerin ist zur Geltendmachung der hier streitgegenständlichen
urheberrechtlichen Ansprüche aktivlegitimiert.

a) Dazu hat sie durch Vorlage der Anlage ASt 8 (Bl. 161 f. d.A.) glaubhaft gemacht, dass der
ehemalige Geschäftsführer und Gesellschafter der Rechtsvorgängerin der
Verfügungsklägerin, Herr L C , allein verantwortlicher Gestalter und damit alleiniger Schöpfer
der hier gegenständlichen Schuhmodelle war und alle damit zusammenhängenden
Immaterialgüterrechte an die C Sales GmbH übertragen hat. Die weitere Übertragung von der
C Sales GmbH auf die Verfügungsklägerin ist ebenfalls durch Vorlage der eidesstattlichen
Versicherung des Legal Counsel IP der C Gruppe in Anlage ASt 6 (Bl. 157 d.A.) glaubhaft
gemacht.

Soweit die Verfügungsbeklagte geltend macht, weder aus dem Vortrag der
Verfügungsklägerin noch aus den Feststellungen in der angegriffenen Beschlussverfügung
sei erkennbar, ob Herr L C der weiteren Übertragung der ausschließlichen Nutzungsrechte
auf die Verfügungsklägerin gemäß § 34 Abs. 1 UrhG zugestimmt habe, dringt sie damit nicht
durch.

In der Erklärung vom 05.11.2020 heißt es:

„Wir bestätigen uns wechselseitig dass alle etwaigen uns allen (zusammen oder einzelnen
von uns) zustehenden Marken-, Design-, Patent-, Urheber- und sonstige Rechte des
geistigen Eigentums an allen C -Produkten von jeher exklusiv der C Sales GmbH bzw. den
jeweiligen Vorgängergesellschaften (wie etwa der C.B. Orthopädie GmbH und der C
Orthopädie GmbH) übertragen wurden und die C -Gruppe daher ausschließlich legitimiert ist,
Rechte hieran auszuüben und zu verwerten. Dies umfasst die, soweit noch nicht geschehen
hiermit exklusiv der C GmbH & Co. KG eingeräumten, auf Dritte (weiter)übertragbaren,
ausschließlichen sowie zeitlich, inhaltlich und räumlich unbeschränkten Rechte, insbesondere
entsprechende Produkte herzustellen, zu vervielfältigen, auf der gesamten Welt zu
vertreiben, zu vermarkten sowie weiter zu entwickeln und zu bearbeiten. Selbstverständlich
sind hiervon auch damals noch unbekannte Vertriebsformen und Nutzungsarten, wie bspw.
der Online-Vertrieb, erfasst. Anderen Personen oder Unternehmen wurden keine Rechte an
C -Produkten eingeräumt.“
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Daraus geht hervor, dass die Weiterübertragung auf Dritte bereits von der ursprünglichen
Rechteeinräumung an die C Sales GmbH umfasst war, so dass es jedenfalls keiner
Zustimmung zur weiteren Übertragung an die Verfügungsklägerin durch L C bedurfte.

b) Soweit die Verfügungsbeklagte geltend macht, es sei fraglich, ob es sich bei den
streitgegenständlichen Modellen um die Sandalen handele, die von Herrn L C ursprünglich
entworfen worden seien; es fehle an einer Darstellung der „Ur-Werke“, vermag dies keine
erheblichen Zweifel an der Aktivlegitimation der Verfügungsklägerin zu begründen. Nach dem
von der Verfügungsbeklagten selbst vorgelegten und zum Gegenstand ihres Sachvortrags
gemachten Gutachten Dr. O s wurde das streitgegenständliche Sandalenmodell „B “ im Jahr
0000 von der Fa. C in den Markt eingeführt, sowie das Modell „H  “ im Jahr 0000. Grundlage
für beide Modelle bilde die kurz nach 0000 durch D C entwickelte und seit 0000 – mit der
Einbandsandale „N“ auf den Markt gebrachte – in Schuhen fest verbaute Korkinnensohle (vgl.
Bl. 717 d.A.). Danach ergeben sich keine greifbaren Anhaltspunkte dafür, dass die
ursprünglich hergestellten Sandalenmodelle in streiterheblichem Umfang von den zum
Gegenstand des Verfahrens gemachten Modellen abwichen, und solche Anhaltspunkte
werden von der Verfügungsbeklagten auch im Übrigen nicht aufgezeigt. Der Vortrag der
Verfügungsklägerin deckt sich insoweit mit den Aussagen in den beiderseits vorgelegten
Gutachten. Jedenfalls für den Rahmen des einstweiligen Verfügungsverfahrens besteht
daher ein überwiegendes Maß an Wahrscheinlichkeit dafür, dass die aktuell vorgelegten
Modelle den ursprünglich hergestellten und vertriebenen Modellen entsprechen.

3. Der Vertrieb der angegriffenen, streitgegenständlichen Sandalenmodelle:

Bilddateien entfernt

durch die Verfügungsbeklagte verletzt die ausschließlichen Verbreitungsrechte der
Verfügungsklägerin aus § 17 Abs. 1 UrhG an den urheberrechtlich geschützten
Sandalenmodellen „B “ und „H  “. Die angegriffenen, von der Verfügungsbeklagten
angebotenen Sandalen übernehmen sämtliche relevanten Gestaltungsmerkmale der
Sandalenmodelle „B “ und „H  “.

Die Abweichung zwischen den Sandalenmodellen der Verfügungsklägerin „B “ und „H  “ und
den angegriffenen Sandalenmodellen der Verfügungsbeklagten im Laufsohlenprofil führt nicht
schon aus deren Schutzbereich heraus. Der neuartige Gesamteindruck der
streitgegenständlichen Schuhmodelle „B “ und „H  “ wird nach dem Vorgesagten nicht in
einem Maße durch die Sohlengestaltung mitgeprägt, dass die Abweichung hiervon bei den
angegriffenen Sandalenmodellen allein die im Wesentlichen fast identische Übereinstimmung
in den übrigen, den Gesamteindruck maßgeblich prägenden Gestaltungsmerkmalen
ausgleichen könnte.

4. Die für das Bestehen des Unterlassungsanspruchs erforderliche Wiederholungsgefahr wird
durch die vorangegangene Rechtsverletzung indiziert. Diese Gefahr kann grundsätzlich nur
durch Abgabe einer geeigneten, strafbewehrten Unterlassungsverpflichtungserklärung
ausgeräumt werden. Eine solche hat die Verfügungsbeklagte nicht abgegeben.

II.

Es besteht auch ein Verfügungsgrund.

1. Die Dringlichkeit wird im Urheberrecht – anders als im Lauterkeitsrecht nach § 12 Abs. 1
UWG – zwar nicht vermutet. Der Antragsteller hat vielmehr darzutun und gegebenenfalls
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glaubhaft zu machen, dass die Voraussetzungen der §§ 935, 940 ZPO vorliegen und der
Weg ins Hauptsacheverfahren unzumutbar ist (vgl. OLG Köln, ZUM-RD 2021, 431 f.; OLG
Nürnberg GRUR-RR 2019, 64; OLG München BeckRS 2008, 42109). Bei einer
fortbestehenden Rechtsverletzung wird sich die Dringlichkeit aber auch ohne Vermutung des
§ 12 Abs. 1 UWG in der Regel aus der Lage des Falles selbst ergeben (vgl. OLG Köln, ZUM-
RD 2021, 431 f.; OLG Köln, BeckRS 2016, 09601; OLG München BeckRS 2008, 42109;
GRUR 2007, 184; OLG Köln, WRP 2014, 1085). So liegt der Fall hier. Die Rechtsverletzung
dauert noch an.

2. Soweit die Verfügungsbeklagte geltend macht, die Verfügungsklägerin versuche erst in
jüngerer Zeit, auf Grundlage urheberrechtlicher Vorschriften gegen Konkurrenzprodukte
vorzugehen, so steht dies der Dringlichkeit nicht entgegen. Der Anspruchsteller ist zunächst
frei darin, auf welche Rechtsgrundlagen er sich beruft und mögen hier auch taktische
Erwägungen – etwa aufgrund von Änderungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung –
eine Rolle spielen. Der Umstand, dass die Verfügungsklägerin zunächst gegen ein an den
Endverbraucher gerichtetes Angebot im Onlineshop der P C1G GmbH & Co. KG
vorgegangen ist, und nicht unmittelbar gegen den Hersteller, ist gleichfalls nicht zu
beanstanden. Dafür, dass die Verfügungsklägerin sicher wusste, dass die
streitgegenständlichen Sandalen von der Verfügungsbeklagten für P produziert wurden,
bestehen keine aktenkundigen Anhaltspunkte. Es war der Verfügungsklägerin also nicht
verwehrt, zunächst einen Testkauf zu lancieren und Auskunft über den Lieferanten zu
begehren. Für ihre Vermutung, dass die Verfügungsklägerin weit länger als einen Monat vor
der Abmahnung vom 12.10.2021 bereits Kenntnis von der Verfügungsbeklagten als Hersteller
der angegriffenen Sandalen hatte respektive hätte haben müssen, bestehen keine
handfesten Anhaltspunkte. Eine generelle Marktbeobachtungspflicht des Antragstellers
besteht auch im Urheberrecht nicht (Rojahn/Rektorschek, in: Loewenheim, Handbuch des
Urheberrecht, 3. Aufl. 2021, § 98, Rn. 20).

Die Verfügungsklägerin hat durch eidesstattliche Versicherung ihres Legal Counsel IP vom
22.10.2021 (Anlage ASt 6) glaubhaft gemacht, Kenntnis von der konkreten Rechtsverletzung
erstmals am 24.09.2021 erlangt zu haben. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Verfügung ist am 22.10.2021 bei Gericht eingegangen. Die Verfügungsbeklagte zeigt keine
konkreten Anhaltspunkte dafür auf, dass tatsächlich bereits zuvor Kenntnis vorlag, ebenso
wenig ist dargetan, dass und weshalb die Verfügungsklägerin bereits zuvor Kenntnis von dem
Herstellerhinweis auf den Kartons der angegriffenen Sandalen genommen haben sollte.
Dafür, dass die Verfügungsklägerin im vorliegenden Fall zugewartet hätte, während sie
gegen Dritte unmittelbar vorging, fehlen ebenso konkrete Anhaltspunkte.

3. Schließlich fällt auch eine Interessenabwägung nicht dergestalt zu Gunsten der
Verfügungsbeklagten aus, dass ein Verfügungsgrund hier zu verneinen wäre.

a) Die einstweilige Verfügung muss notwendig sein, um wesentliche Nachteile in Bezug auf
das Rechtsverhältnis abzuwenden oder um die Vereitelung bzw. wesentliche Erschwerung
der Rechtsverwirklichung zu verhindern. Hierauf kann auch bei (vermeintlich) einfach
festzustellenden Rechtsverletzungen nicht verzichtet werden. Dies setzt nicht nur eine
Dringlichkeit im zeitlichen Sinne, sondern grundsätzlich auch eine Abwägung zwischen den
schutzwürdigen Belangen des Antragstellers und den schutzwürdigen Interessen des
Antragsgegners voraus. Im Rahmen der Interessensabwägung ist eine Folgenabschätzung
vorzunehmen. Einerseits ist zu fragen, welche Folgen beim Antragsteller eintreten, wenn die
einstweilige Verfügung nicht erlassen wird. Hierbei steht im Vordergrund, welche konkreten
(wirtschaftlichen) Nachteile dem Antragsteller (nicht einem Dritten) aus der Rechtsverletzung
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bis zum Erlass einer Entscheidung in der Hauptsache erwachsen, ob diese Nachteile bzw.
Schäden nachträglich angemessen kompensiert werden können und wann mit einer
Entscheidung im Hauptsacheverfahren zu rechnen ist. Andererseits sind die Folgen, die auf
den Antragsgegner bei Erlass der einstweiligen Verfügung zukommen, zu berücksichtigen.
Bei der Interessensabwägung sind überdies das Verhalten der Parteien und der Umstand in
Rechnung zu stellen, dass es sich bei dem einstweiligen Verfügungsverfahren um ein
summarisches Verfahren handelt, das nur begrenzte Erkenntnismöglichkeiten zur Verfügung
stellt. Je stärker der Eingriff in die Rechtspositionen des Antragsgegners ist, desto sicherer
muss festgestellt werden und desto schwerer müssen die Gründe wiegen, die für den Erlass
der einstweiligen Verfügung sprechen (Voß, in: Cepl/Voß Prozesskommentar zum
Gewerblichen Rechtsschutz, 2. Aufl. 2018, § 940 ZPO, Rn. 64).

b) Ein Überwiegen der Interessen der Verfügungsbeklagten im vorstehenden Sinne kann die
Kammer hier nicht erkennen. Anhaltspunkte dafür, dass die Verfügungsbeklagte durch das
Verbot im einstweiligen Verfügungsverfahren bereits einen Schaden erlitte, der auch im Falle
eines späteren abweichenden Ausgangs des Hauptsacheverfahrens nicht mehr – nach § 945
ZPO – kompensiert werden könnte und etwa existenzgefährdend wäre, ist nichts dargetan.
Dass die Verfügungsbeklagte ihrer Geschäftstätigkeit durch das Verbot nicht mehr
nachgehen könnte oder darin durch das Verbot ganz erheblich eingeschränkt wäre, ist nichts
ersichtlich. Soweit die Verfügungsbeklagte auf eine etwaig zu leistende nachträgliche
Kompensation gegenüber der Verfügungsklägerin hinweist, macht sie ebenfalls nicht geltend,
dass diese eine existenzbedrohende Größenordnung erreichen könnte.

Ein Vertrauensschutz in eine bestimmte Rechtsprechung besteht für Wettbewerber ebenfalls
nicht. So konnten konkurrierende Anbieter von Sandalen nicht darauf vertrauen, dass die
Verfügungsklägerin nach dem erfolglosen Versuch, in der Vergangenheit auf
lauterkeitsrechtlicher Grundlage gegen Nachahmungen vorzugehen, sich damit dauerhaft
zufrieden geben und auch von der Rechtsdurchsetzung mittels urheberrechtlicher Ansprüche
Abstand nehmen würde. Vielmehr steht es jedem Rechteinhaber selbstverständlich offen,
Spielräume, die sich durch Entwicklungen in einem Rechtsgebiet – hier namentlich die
unionsrechtliche Ausformung des Werkbegriffs durch den EuGH und die dadurch
angestoßene Diskussion in Rechtsprechung und Lehre – eröffnen, auch nach einem
Unterliegen vor Gericht zukünftig für sich zu nutzen. Dies kann weder die Annahme einer
Verwirkung rechtfertigen, noch konnten andere Marktteilnehmer nach einer für die
Verfügungsklägerin abschlägigen erstinstanzlichen Entscheidung einen „relevanten
Besitzstand“ erwerben, der sie gegenüber einer Inanspruchnahme auf urheberrechtlicher
Grundlage „absichern“ würde.

Zur effektiven Rechtsdurchsetzung auf dem Gebiet des geistigen Eigentums ist die Erlangung
von einstweiligem Rechtsschutz auch dann nicht ausgeschlossen, wenn die
urheberrechtliche Schutzfähigkeit eines Werkes – hier im Bereich der angewandten Kunst –
und damit der langfristige Rechtsbestand höchstrichterlich noch nicht geklärt ist.

III.

Die durch §§ 936, 929 Abs. 2 ZPO vorgesehene Vollziehungsfrist von einem Monat ab
Zustellung der einstweiligen Verfügung beim Verfügungskläger ist durch die Zustellung der
Beschlussverfügung vom 03.11.2021 bei der Verfügungsbeklagten am 25.11.2021 (vgl. Bl.
541 d.A.) gewahrt.

IV.

128

129

130

131

132

133

134



Die Kostenentscheidung ergeht nach § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO.

Das die einstweilige Verfügung bestätigende Urteil wirkt wie die ursprüngliche einstweilige
Verfügung und ist daher mit der Verkündung, auch wegen der Kosten, sofort vollstreckbar
(Vollkommer, in: Zöller, ZPO, 34. Aufl. 2022, § 925, Rn. 7).

Der Streitwert wird gemäß §§ 39 ff., 48, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 63 GKG, 3 ZPO auf
200.000,00 EUR festgesetzt.
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